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Schöne neue Arbeitswelt‘ – ursprünglich der Titel eines Bu-
ches des Soziologen Ulrich Beck Ende der 90er Jahre. Er hat 
darin Zukunftsszenarien von Arbeit in einer globalisierten, 

informatisierten, digitalisierten, individualisierten und von öko-
logischen Krisen geprägten Arbeitswelt aufgezeigt. Mittlerweile 
wurde dieser Titel zu ei-
nem Slogan, der nun mit 
einem Fragezeichen am 
Schluss versehen, vielfäl-
tig verwendet wird und 
bei Menschen nicht selten 
ein eher mulmiges Gefühl 
hinsichtlich der Lobprei-
sungen der schönen neu-
en Welt hinterlässt. Dazu 
haben zum Beispiel Fil-
me wie „Work hard – play 
hard“ (2012) beigetragen. 
Durch die Selbstdarstel-
lung der schönen neuen 
Arbeitswelt, vorgenom-
men in kommentarlosen 
langen Einstellungen, 
werden die Auswüchse moderner Managementkonzepte vor Au-
gen geführt und somit auch die „Menschenverachtung, die dem 
geschlossenen System eigen ist“, so die Jury des Grimme-Preises 
zu diesem Film. Gabi Stockmann bedient sich auch dieses Titels, 
indem sie in ihrem Buch „Schöne neue Arbeitswelt? – 20 Inter-
views aus dem Prekariat“ die alltäglichen Mühen von Menschen 
aufzeigt, die diese vollbringen müssen, um doch kaum von ihrer 
Erwerbsarbeit leben zu können. Die drei aufgezeigten Schlag-
lichter zum Thema – eines Soziologen, einer Filmemacherin und 
einer Buchautorin – zeigen das Spektrum des Themas trefflich 
auf: den Wandel der Arbeitswelt, die Managementkonzepte, die 
darauf eine Antwort geben und die Auswirkungen auf Menschen, 
die sich im täglichen Broterwerb verdingen, sich flexibilisieren, 
prekarisieren, subjektivieren und entgrenzen. Um eine Kausalket-
te handelt es sich dabei nicht, vielmehr um ein interdependentes 
System, dass sich wechselseitig beeinflusst und bedingt. 

Konzepte und Begriffe

Um etwas Licht in den Dschungel neuer Management- und 
Produktionskonzepte, die der Neuausrichtung beziehungsweise 
Restrukturierung von Organisationen dienen, zu bringen, wer-
den im Folgenden einige Konzepte und Begriffe aufgezeigt.

Die Rede ist von Ganzheitlichen Produktionssystemen 

(GPS), ursprünglich als Toyota-Produktionssystem (TPS) bekannt, 
welche in der Automobilindustrie, der Zulieferindustrie, im Ma-
schinenbau und anderen Branchen Anwendung finden. Ganz-
heitliche Produktionssysteme haben das Ziel, unterschiedliche 

Reorganisationsvorhaben 
eines Betriebs in ein Ge-
samtkonzept – ein ein-
heitliches, prozessorien-
tiertes Produktionssystem 
– zu bringen. Dabei sollen 
vor- und nachgelagerte 
Prozesse der Produktion 
systematisch und über-
greifend standardisiert 
und flexibilisiert werden. 
Teilziele sind Prozessop-
timierung, Verbesserung 
der Kundenbeziehungen, 
Koordinierung der Zulie-
ferkette und die Neuorga-
nisation von Produktion 
und Entwicklung. Für Ar-

beits- und Industriesoziolog_innen werfen GPS folgende Fragen 
auf: Gibt es Mitgestaltungsoptionen für Beschäftigte, hinsichtlich 
neuer Standards und der kontinuierlichen Verbesserung? Geht 
mit einer Standardisierung womöglich eine Dequalifizierung ein-
her, eine Erosion ganzheitlicher Aufgaben, eine Retaylorisierung?

Grundlage der Industrie 4.0 ist die Annahme, dass derzeit 
eine vierte Industrielle Revolution beginne, die die Vernetzung 
virtueller Computerwelten mit der physischen Welt der indust-
riellen Produktion zum Ziel hat. Das Medium des Wandels sind 
anpassungsintelligente Produktionssysteme, sogenannte Cyber-
physische Systeme (CPS), die sich überwiegend autonom steuern 
und optimieren. Im Ergebnis soll sich eine neuartige Produktions-
automatisierung vollziehen, die in der Lage ist, sich dynamisch 
an sich wandelnde externe Bedingungen, wie Absatzmärkte, 
Umweltanforderungen, in Echtzeit anzupassen. In der Analyse 
der Arbeitsforschung wirft Industrie 4.0 Fragen nach Qualifikati-
onen, Tätigkeiten und der Arbeitsorganisation auf. Außerdem die 
Frage nach dem Kontrollpotenzial technologischer Systeme, die 
zeitliche und räumliche Entgrenzung von Arbeit und mögliche 
Konsequenzen für die Work-Life-Balance von Beschäftigten.

Schöne neue Arbeitswelt?
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Der Preis einer sich ändernden Arbeitswelt: Prekarisierung, Subjektivierung, Intensivierung, Entgrenzung
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Crowdworking dient als neues Modell, Arbeit zu organisieren. 
Ziel des Crowdworking ist, eine Produktivitätssteigerung durch 
Standardisierung und Zerlegung von Arbeit in kleinste Abschnit-
te. Die Aufgaben werden so klein gemacht und genau beschrie-
ben, dass sie de facto von fast jedem/r erledigt werden können. 
Ein Bespiel verdeutlicht dies: Ein umfangreicher Text wird mit ei-
ner Software in kleinste Abschnitte zerteilt und dann maschinell 
übersetzt. Per Crowdsourcing werden anschließend Personen 
gesucht, die den maschinell übersetzten Text überprüfen und et-
waige Fehler korrigieren. Angeblich ist diese Methode schneller 
und preiswerter, als den gesamten Text von einem professionel-
len Übersetzungsbüro übersetzen zu lassen. Kritiker_innen füh-
len sich an den Taylorismus erinnert und bezeichnen diese Art zu 
arbeiten als digitales Fließband, Befürworter_innen als weltweite 
digitale Vernetzung, dank dieser jede/r arbeiten kann, wann und 
wo es ihm/ihr gefällt. Dass es in der Praxis von Crowdsourcing 
längst nicht mehr nur um Student_innenjobs oder Nebenver-
dienste geht, auch nicht nur um Flexibilisierungsstrategien im 
Journalismus, sondern um radikalisierte Strategien global integ-
rierter Unternehmen zur Kosteneinsparung, ist leider nicht mehr 
wegzudiskutieren. Somit sind auch Stammbelegschaften, die ihre 
Jobs an die Crowd verlieren können, betroffen, zugleich der Staat, 
dem Steuern und Sozialabgaben auf diese Weise verloren gehen.

Coworking Spaces (CWS) sind Arbeitsräume mit flexiblen 
Strukturen, die von unterschiedlichen Menschen, zum Beispiel 
Soloselbstständigen und Angestellten von Mikrounternehmen, 
unter kommerziellen Gesichtspunkten genutzt werden können, 
wie beispielsweise im Betahaus in Berlin. Die Arbeit wird in CWS 
räumlich, sozial und kulturell anders organisiert als in traditionel-
len Büros. CWS stellten ursprünglich eine Antwort auf die Verein-
zelung der sogenannten „neuen Selbstständigen“ dar, indem sie 
als flüchtige Fixpunkte die berufliche Etablierung, das wechselsei-
tige Lernen und die soziale und berufliche Integration befördern 
sollten. Längst sind CWS mehr als nur eine Bewältigungsstrategie 
für Menschen in freiberuflichen und selbstständigen Erwerbsver-
hältnissen, um die Nebeneffekte entgrenzter Arbeit zu kompen-
sieren. Coworking wird auch in anderen Arbeitsbeziehungen und 
-kontexten eingesetzt. Überall dort, wo ein fester Arbeitsplatz mit 
Schreibtisch obsolet ist und Mitarbeiter_innen mal hier, mal dort 
mit dem verbleibenden Residuum Rollcontainer ihr Terrain doku-
mentieren, sprechen die Hochglanzbroschüren von den Chancen 
von Coworking Spaces, eingebettet in Konzepte neuer Büroarchi-
tektur und mobiler Arbeit.

Wie werde ich ein Laptop-Nomade?

Auch für die arbeitenden Menschen in der „schönen neuen 
Arbeitswelt“ haben sich einige Begriffe etabliert, die zur Vollstän-
digkeit kurz genannt seien: Laptop-Nomad_innen, Digital Nati-
ves‚ Digitale Nomad_innen, Digitale Bohème. All diese Begriffe 
setzen sich aus zwei Wörtern zusammen. Erstens die Bezeich-
nung der Informatisierung und zweitens die gesellschaftliche Zu-
schreibung. Ob die Begriffe als Bezeichnungen für Menschen in 
der modernen Arbeitswelt fungieren oder es sich eher um deren 
„Krankheitsbilder“ handelt, darf offen bleiben. Die Zunahme von 
Belastungsfaktoren für Beschäftigte alleine in der neuen IT-Tech-
nik zu sehen, würde allerdings zu kurz greifen. Vielmehr muss die 
Gesamtdynamik des Wandels der Arbeitswelt ins Zentrum der 

Aufmerksamkeit rücken. „Bei all diesen Prozessen fungiert mobi-
le IT als passfähige Flankierung und oft genug als verstärkender 
Enabler – jedoch sicher nicht als ursächlicher Treiber. Mobile IT ist 
das technische Komplement dieser generellen Veränderung von 
Arbeit“, so Prof. Dr. Sabine Pfeiffer, Universität Hohenheim.

Die Gesamtdynamik des Wandels, aufgrund wirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Kontextbedingungen, hat dazu geführt, 
dass sich in der letzten Dekade betriebliche Arbeitskonstella-
tionen stark verändert haben. Die Mechanismen des Wandels 
heißen: Destandardisierung, Prekarisierung, Subjektivierung, 
Intensivierung, Entgrenzung und Flexibilisierung von Arbeit. 
Destandardisierung und Prekarisierung beziehen sich in erster 
Linie auf die Beschäftigungsverhältnisse von Arbeitnehmenden 
durch eine zunehmende Erodierung von Normalarbeitsverhält-
nissen. Subjektivierung, Intensivierung, Entgrenzung und Fle-
xibilisierung beziehen sich unter anderem auf Arbeitsvollzüge, 
Arbeitszeiten, Arbeitsvermögen und korrespondieren mit der 
Work-Life-Balance, der Arbeitszufriedenheit, Gesundheit und 
Lebensqualität von Beschäftigten. Gegenläufige Tendenzen sind 
jedoch ebenfalls auszumachen. Einer Destandardisierung von 
Beschäftigungsverhältnissen und einer Entkopplung von Raum 
und Ort der Arbeit – mobile Technik erfordert das Mobilwerden 
der Menschen – steht eine Hyper-Standardisierung, zum Beispiel 
im Bereich von (Kopf)Arbeit im Angestelltenbereich gegenüber. 
Ziel dabei ist, Subjektleistungen vom konkreten Individuum un-
abhängig zu machen, in dem Kopfarbeit objektviert wird und 
eine neue Qualität von Ersetzbarkeit entsteht.

„Der globalisierte Kapitalismus hat zu einer spürbaren Be-
schleunigung und Verdichtung der Abläufe in den beruflichen 
und privaten Lebenswelten geführt. Die deutlichen Belege für 
eine Zunahme von Burnout und Depressionen lassen sich als 
Hinweise auf diese Entwicklung verstehen. Sie führen bei zuneh-
mend mehr Menschen zu dem Gefühl der Erschöpfung“ (Prof. 
Dr. Heiner Keupp, LMU, München). Multitasking, Termin- und 
Leistungsdruck sowie ständige Störungen bei der Arbeit sind die 
größten Stressoren und damit Krankmacher Nummer eins laut ei-
nes Stressreports der Bundesregierung von 2012. 

Es geht auch anders! Wirklich?

Die Firma Atos, Consulting & Technology Services, machte 
2011 von sich reden, indem der Firmenchef Thierry Breton das 
„Zero Email Project“ ausrief. Innerhalb von drei Jahren sollte das 
Unternehmen E-Mail-frei sein. Gründe hierfür waren unter ande-
rem die steigende E-Mail-Flut, die bei den Mitarbeitenden einen 
hohen Grad an Ablenkung erzeugte und zu verstärkter Intrans-
parenz führte. Drei Jahre später, 2014, gibt es bereits 60 Prozent 
weniger interne E-Mails im Unternehmen Atos, aber mehr als 20-
mal so viel globale elektronische Zusammenarbeit über soziale 
Netze wie Yammer und Wiki.

In den Medien wurde das „Zero Email Project“ nicht selten als 
Projekt transportiert, das dem Stressabbau von Mitarbeitenden 
dienen soll. Liest man in einem Interview in der Computerwo-
che aus dem Jahr 2013 mit Winfried Holz, Geschäftsführer Atos 
Deutschland, so drängt sich der Eindruck auf, dass das Projekt in 
erster Linie aus einem anderen Grund aufgesetzt wurde. Man woll-
te einer Ineffizienz im Unternehmen begegnen und gleichzeitig 
Antwort auf die Gewohnheiten einer neuen, jungen Generation 
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von Beschäftigten geben. Neue Kommunikationswege für die 
neue Generation durch eine Unternehmenstransformation und 
soziale Kollaboration waren das Hauptanliegen des Projektes. 

„Erst langsam erscheinen am Horizont die Umrisse einer neuen 
Welt. Einer Welt, in der die Früchte der Freiheit fair verteilt sind“, 
so Arbeitsmediziner Michael Kastner. Entscheidend für ein faires 
Es-geht-auch-anders ist die konsequente Teilhabe der Interes-
sensvertretungen bei Restrukturierungsprozessen in Unterneh-
men, es handelt sich schließlich um mitbestimmungspflichtiges 
Terrain. Ferner ist der tatsächliche Wille zur Veränderung im Sinne 

der Beschäftigten unablässig: Gefährdungsbeurteilungen, be-
triebliches Gesundheitsmanagement, die Erkenntnisse des DGB-
Index „Gute Arbeit“ und eine Anti-Stress-Verordnung im Rahmen 
eines Gesetzes bilden eine solide Grundlage für eine schöne neue 
Arbeitswelt, die ihren Namen verdient.

Susanne Ott
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Freihandelsabkommen kontra Transformationsprozess

EKD, Gewerkschaften und Umweltverbände wollen politischen und wirtschaftlichen Umbruch 

Derzeit werden mehrere Freihandelsabkommen verhan-
delt. Hierzu zählen das Abkommen zwischen USA und EU 
(TTIP) sowie das weniger bekannte, aber weitreichendere 

TiSA-Abkommen. Die Verhandlungen zu TiSA finden aktuell au-
ßerhalb der Welthandelsorganisation (WTO) zwischen USA, EU 
und 21 weiteren Staaten statt. Das Abkommen der EU mit Kana-
da, CETA genannt, steht kurz vor der Ratifizierung. Allen ist ge-
mein, dass neben Zöllen auch andere Handelshemmnisse abge-
baut und zunehmend (öffentliche) Dienstleistungen berücksich-
tigt werden sollen. Ziel aller Abkommen ist es, den Freihandel zu 
fördern und somit den materiellen Wohlstand in den beteiligten 
Ländern zu steigern. Ob dies gelingt, wie stark dieser Effekt ist, 
wer schließlich wirklich davon profitiert und wie sich die Vertei-
lung darstellt, steht auf einem ganz anderen Papier. In anderen 
Ländern, die nicht am Abkommen beteiligt sind, kommt es durch 
das Abkommen zu Wohlstands- und Arbeitsplatzverlusten, wie 
mehrere Studien belegen.

Transformationsprozess

Im Transformationsprozess haben sich EKD, Umweltverbände 
und Gewerkschaften auf den Weg gemacht. Sie wollen den an-
stehenden Wandel aktiv gestalten. Die Veränderungen sind un-
vermeidlich, denn wenn wir so weiter machen, wird uns eine Erde 
nicht ausreichen. Die Transformation hat zum Ziel, nachhaltig zu 
handeln, Wirtschaft neu zu gestalten und Demokratie zu stärken. 
Die EKD-Synode hat sich am 7.11.2012 in Timmerdorfer Strand 
dafür ausgesprochen, den Transformationsdiskurs auf folgende 
Schlüsselthemen zu konkretisieren:

1. Wachstum und Wohlstand – Ethik des Genug – Vertei-
lungsgerechtigkeit

2. Wirtschaft im Dienst des Lebens – Rahmenbedingungen 
für eine ökologisch-soziale Marktwirtschaft

3. Nachhaltige Gestaltung der Energiewende
4. Gesellschaftliche Partizipation – Teilhabegerechtigkeit

Bedeutung für die Abkommen

Aber was haben Freihandelsabkommen mit dem Transforma-
tionsprozess zu tun? Aktuell leider nichts. Soll die Transformation 
wirklich gelingen, so sind alle politischen Vorhaben dahin ge-

hend zu prüfen, ob sie zumindest den Schlüsselthemen gerecht 
werden. 

Von gesellschaftlicher Partizipation und Demokratie sind die 
Verhandlungen über TTIP, CETA und TiSA weit entfernt. Sie finden 
hinter verschlossenen Türen statt und unterliegen der Geheim-
haltung. Bisher wurden überwiegend Interessenvertreter_innen 
der Wirtschaft gehört. Erst nach massivem Druck der Bevölke-
rung werden die Stimmen der Zivilgesellschaft überhaupt wahr-
genommen. Wie ernst sie im Vergleich zu den anderen Interessen 
genommen werden, wird sich erst noch zeigen müssen. 

Die Abkommen zielen darauf, das Handelsvolumen zu erhö-
hen und so möglichst einen größeren materiellen Wohlstand 
zu generieren. Damit ist klar, durch sie wird der Ressourcenver-
brauch noch weiter gesteigert. Dies zeigt deutlich, dass es um ein 
Weiter-so-wie-bisher geht. Eine Ethik des Genug ist überhaupt 
nicht angedacht. Verteilungsgerechtigkeit kommt in den Ver-
handlungen nicht vor.

Ebenso wenig haben die Verhandelnden scheinbar die Ener-
giewende im Blick. Denn mehr Handel bedeutet automatisch hö-
here Emissionen, nicht nur an CO

2
. Zugleich gibt es kein Konzept, 

wie der weltweite Handelsverkehr wirklich nachhaltig ausgestal-
tet werden könnte. 

Das Weiter-so-wie-bisher steht ebenfalls den Rahmenbedin-
gungen für eine ökologisch-soziale Marktwirtschaft entgegen. 
Selbst wenn die Arbeits- und Umweltnormen in keinem Land 
abgesenkt werden, so werden sie sicherlich nicht auf den jeweils 
höchsten Stand angehoben. Aber nur das würde eine Dumping-
konkurrenz wirklich verhindern, welche die Standards indirekt 
aushöhlt. Zudem besteht die Gefahr durch sogenannte Ratchet-
klauseln und/oder den Investor_innenschutz, die Handlungsfrei-
heit zukünftiger Politik massiv zu verringern. 

In der hier notwendigen Kürze wird deutlich, dass die aktuell 
geplanten Abkommen mit Hinblick auf die Transformation neu 
zu denken sind. Sicherlich lohnt es sich, noch detaillierter hin-
zusehen, aber letztlich müssten aus den Freihandelsabkommen 
Transformationsabkommen werden. Nur diese sind in der Lage 
keine neuen Herausforderungen zu schaffen, sondern die beste-
henden einer Lösung zuzuführen. In diese Richtung lohnen sich 
Denken, Handeln und Engagement.

Thomas Krämer
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Erst starker Rückgang, dann Stagnation
Zahl der Langzeitarbeitslosen nach Altersgruppen, Bayern 2005-2014

Daten: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung, eigene Berechnungen

Der weite Weg zur Vollbeschäftigung

Bayern glänzt mit niedrigen Arbeitslosenzahlen – doch ein harter Kern der Langzeitarbeitslosen bleibt

Lässt sich die Arbeitslosigkeit besiegen? Die Arbeitsmarktsta-
tistik der letzten zehn Jahre machte Hoffnung. Nachdem die 
Massenarbeitslosigkeit in Deutschland mit Einführung des 

Sozialgesetzbuchs SGB II („Hartz IV“) eine Rekordmarke von fünf 
Millionen Personen erreicht hatte, sank sie in den darauf folgen-
den Jahren bis unter die Drei-Millionen-Grenze. Es war der größ-
te Rückgang der Arbeitslosigkeit seit dem Wirtschaftswunder der 
50er Jahre – im Unterschied zu damals allerdings einhergehend 
mit mehr prekärer Beschäftigung und gleichbleibend hohen 
Armutszahlen.

In Bayern vollzog sich das „Jobwunder“ noch deutlicher. Laut 
dem Bericht des Bayerischen Sozialministeriums über die „Soziale 
Lage in Bayern 2013“ halbierte sich die Arbeitslosigkeit im Frei-
staat seit 2005 sogar, von etwa 500.000 auf 250.000 Personen. Das 
Arbeitsvolumen stieg im selben Zeitraum um 6,5 Prozent, stärker 
als in allen anderen Flächenbundesländern. Bayern verzeichnet 
bundesweit die höchste Erwerbstätigenquote (76,2 Prozent) und 
die geringste Arbeitslosenquote (3,7 Prozent). In einzelnen Land-
kreisen wie Freising (2,3 Prozent), Neumarkt (2,1 Prozent) oder 
Eichstätt (1,4 Prozent) ist die Arbeitslosenquote so niedrig, dass 
Experten bereits von Vollbeschäftigung reden. 

„Arbeit für alle“ lautet das Fernziel der Arbeitsmarktpolitik. Die 
schwierigste Herausforderung auf dem Weg dahin besteht in der 
Reduzierung von Langzeitarbeitslosigkeit. Tatsächlich hat sich 
auch hier in den letzten Jahren einiges bewegt. Die Zahl der Bür-
ger, die länger als ein Jahr arbeitslos bleiben, sank in Bayern nach 
einem Höchststand Anfang 2006 von über 160.000 Personen in 
drei Jahren auf unter 70.000 (siehe Schaubild). Zwischen 2005 
und 2014 schrumpfte die Langzeitarbeitslosigkeit in fast allen 
bayerischen Regionen, teilweise drastisch. 

Doch die erfasste Entwicklung stagniert. Derzeit gibt es 68.000 
Langzeitarbeitslose in Bayern. Die bayerische Regionaldirektion 
der Bundesagentur für Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, diese Zahl 
noch einmal um gut 30.000 zu reduzieren. Der Trend könnte aller-
dings eher in die andere Richtung gehen. Besonders in der Grup-
pe der Älteren zeigt sich bereits, dass wieder mehr Menschen 
auf Dauer vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind. Im September 
2014 waren in Bayern 23.500 der über 55-Jährigen als Langzeitar-
beitslose registriert, 7.000 mehr als im Jahr 2008. 

Ein Grund hierfür könnte darin liegen, dass die Mittel, die den 
Job Centern für Qualifizierung und Integration zur Verfügung ste-
hen, knapper und stärker auf Jüngere ausgerichtet werden. Nicht 
nur die Arbeitslosigkeit, auch das Geld zur Förderung der Arbeits-
losen wurde in den letzten Jahren halbiert. Die Politik nahm die 
guten Arbeitsmarktdaten zum Anlass, kräftig zu sparen. Die För-
derlandschaft freier Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojek-
te, die für Langzeitarbeitslose oft die einzige Chance auf Teilhabe 
am Arbeitsleben bieten, steht unter großem finanziellen Druck. 
Sozialverbände wie die Diakonie werben nun mit der „Initiative 
Pro Arbeit“ gemeinsam für eine neu konzipierte und besser finan-
zierte Beschäftigungsförderung. 

Die weiteren Aussichten am Arbeitsmarkt sind unsicher. In 
den kommenden Jahren, so warnen Konjunkturforscher_innen, 
könnte der deutsche Beschäftigungsboom zu Ende gehen. Die 
Folgen der tiefen Einschnitte in der Arbeitsförderung könnten 
dann empfindlich spürbar werden.

Philip Büttner

Infos

www.initiative-pro-arbeit.de
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Die Bürger_innen haben per Volksentscheid mit überwälti-
gender Mehrheit die Bayerische Verfassung mit Wirkung 
vom 1.1.2014 ergänzt: „Er (der Freistaat, Anmerkung TK) för-

dert und sichert gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeits-
bedingungen in ganz Bayern, in Stadt und Land.“ (Artikel 3 Ab-
satz 2). Jedoch: Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
ist auch in Bayern ungleich verteilt. Sie wird sowohl am Arbeits-
ort als auch am Wohnort statistisch erfasst. Damit Größenunter-
schiede mitberücksichtigt und die Zahlen überhaupt vergleich-
bar werden, wurde die Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten durch die Zahl der Bewohner_innen einer Region 
im Alter von 18 bis unter 65 geteilt. 

Diese Verhältniszahl bezogen auf den Arbeitsort kann als ein 
Indikator für Wirtschaftskraft dienen. Bei einem Wert von 100 Pro-
zent könnten alle in der jeweiligen Region Wohnenden zwischen 
18 und 65 Jahren einen Arbeitsplatz in der Region selbst finden. 
Das Verhältnis bezogen auf den Wohnort kann eine regionale Un-
terversorgung an sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätzen 
aufzeigen. Bei der Darstellung in 
beiden Grafiken wurden die Re-
gionen anhand des bayerischen 
Durchschnitts in zwei Gruppen 
aufgeteilt. Innerhalb dieser bei-
den Gruppen wurden die Klassen 
für die Einfärbung so gewählt, 
dass jeder Klasse möglichst 
gleich viele Regionen angehö-
ren.

Gerade die Zahlen zum Ar-
beitsort zeigen eine deutliche 
Ungleichverteilung. Hier reichen 
die Werte von 31,3 Prozent im 
Landkreis Schweinfurt bis hin-
auf zu 164,9 Prozent in der Stadt 
Schweinfurt. Nur etwa 30 Pro-
zent der Regionen liegen über 
dem bayerischen Durchschnitt 
von 61,0 Prozent. Hierbei handelt 
es sich hauptsächlich um Städte. 
Nur Fürth und Schwabach lie-
gen unter dem Durchschnitt. Zu 
den Landkreisen mit überdurch-
schnittlich vielen sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätzen 
gehören Altötting, Dingolfing-
Landau, Donau-Ries, Freising, 
Lichtenfels und München (Land-
kreis). 

Bezogen auf den Wohnort ist 
die Ungleichverteilung deutlich 
geringer. Die Spannweite der 
Werte reicht hier nur von 48,7 

Prozent (Stadt Passau) bis 65,3 Prozent (Landkreis Coburg). Be-
zogen auf den bayerischen Durchschnitt von 60,2 Prozent liegen 
etwa 42 Prozent der Regionen unter diesem. Über dem Durch-
schnitt liegen hauptsächlich Landkreise, während die Städte zu-
meist unter ihm liegen. Nur Ansbach, Erlangen, Fürth, Ingolstadt, 
Memmingen und Schwabach liegen als Städte über dem bayeri-
schen Durchschnitt. 

Beim Vergleich beider Grafiken fällt ein Bereich besonders 
auf, welcher bei beiden Kennzahlen unter dem bayerischen 
Durchschnitt liegt. Dieser Bereich zieht sich entlang der Grenzen 
zu Tschechien und Österreich. Lediglich das Allgäu sowie Altöt-
ting und Schwandorf bilden hier eine Ausnahme. Der Landkreis 
Freyung-Grafenau gehört dagegen in beiden Auswertungen der 
untersten Klasse an. Dieser Grenzbereich stellt somit eine Heraus-
forderung für die Politik, insbesondere die Wirtschaftspolitik dar. 

Thomas Krämer

Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in Bayern

Daten: Statistisches Landesamt Bayern und Agentur für Arbeit, eigene Berechnungen

Sozialversicherungspflichte Beschäftigte am Arbeitsort

Das Staatsziel „gleichwertiger Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in ganz Bayern“ ist noch nicht erreicht

Siehe auch nächste Seite
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Wir werden heute anders alt als noch vor 30 Jahren. 
Menschen im Ruhestand können unabhängig vom 
Geschlecht noch eine größerer Spanne Lebenszeit in 

Gesundheit erwarten. So hat auch die Zahl der erwerbstätigen 
Menschen, die 65 Jahre und älter sind, in den letzten Jahren stän-
dig zugenommen. Lag ihre Zahl 1991 noch bei rund 320.000, ist 
sie bis 2010 auf 668.000 gestiegen, was einer Erwerbsquote von 
3,9 Prozent entspricht (BIB aktuell 1/2013, S. 8). Doch das scheint 
längst nicht ausreichend: Die Bundesregierung lässt eine Arbeits-
gruppe über den flexibleren Renteneintritt diskutieren und hat 
dabei insbesondere die Generation der Babyboomer im Blick. 
Auf dem Arbeitsmarkt stellen sie die größten Jahrgänge: Die so 
bezeichneten Geburtskohorten der Jahre 1959 bis 1968 mit je-
weils mehr als 1,2 Millionen Geburten pro Jahr in Deutschland 
sind heute zwischen Mitte 40 und Mitte 50 Jahre alt und auf 
dem Weg in die Rente. Damit werden in den nächsten 20 Jah-
ren mehr Erwerbstätige das Rentenalter erreichen als je zuvor. 

Überlegungen in Bezug auf eine Aktivierung von Älteren bezie-
hen sich also besonders auf diese großen Kohorten von zukünf-
tigen Rentner_innen, die damit gleichsam „zur Bearbeitung der 
Folgen jenes demographischen Wandels herangezogen werden 
… (sollen), dessen Ausdruck ihre zunehmende Zahl ist“ (WSI 
5/2014; S. 322). In Veröffentlichungen zum Thema kann man im-
mer wieder lesen, dass es Ziel der deutschen Arbeitsmarktpolitik 
sei, die Babyboomer möglichst lange im Erwerbsleben zu halten. 

Und auch in Veröffentlichungen der „Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft“ oder des Instituts für Bevölkerungsforschung 
(BIB) wird erörtert, wie das „Erwerbspersonenpotenzial der Älte-
ren“ im Lichte des Fachkräftemangels und der veränderten Be-
lastung der sozialen Sicherungssysteme besser „ausgeschöpft“ 
werden kann. Im 8. Familienbericht spricht die Sachverständi-
genkommission in diesem Zusammenhang vom „mitverantwort-
lichen Potenzial älterer Menschen“, die sich in der Übergangspha-
se zum Ruhestand zivilgesellschaftlich engagieren sollen, ihre 

Alter neu denken: Ruhestand ade – junge Alte müssen ran! 

Soll das Alter zur ausbeutbaren Ressource werden?

Sozialversicherungspflichte Beschäftigte am Wohnort

Daten: Statistisches Landesamt Bayern 
und Agentur für Arbeit, eigene Berechnungen
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Zeitressourcen in die Kinderbetreuung oder die Betreuung von 
Hochaltrigen investieren oder eben länger erwerbstätig bleiben 
sollen.

Die gesunde Lebenszeit nach dem Erwerbsausstieg wird zu-
nehmend „als ausbeutbare Ressource“ (WSI 5/2013; S. 322) ent-
deckt. Ein Trend, der sich auf europäischer Ebene mit der dort 
offiziellen Politik des „Active Ageing“ ebenso deckt wie mit dem 
„aktivierenden Umbau des Sozialstaates“ (WSI siehe oben) in 
Deutschland. Um zu erforschen, wie diese Themen in der öffent-
lichen Wahrnehmung verhandelt werden, haben Forscher_innen 
an der Universität Jena für eine Studie 2.500 Textdokumente (vor 
allem Tageszeitungen, Zeitschriften, Parteiprogramme, Berichte 
der Bundesregierung) aus den Jahren 1983 bis 2011 sowie Inter-
views mit über 50 verrenteten Frauen und Männern im Alter zwi-
schen 60 und 72 Jahren geführt und ausgewertet.

Daraus wird klar, dass sich die Vorstellungen vom Ruhestand in 
den letzten 30 Jahren stark verändert haben. Galt bis in die 80er 
Jahre noch das Bild vom Ruhestand als Phase der „Erwerbsent-
pflichtung und materiellen Versorgung“ (WSI 5/2013, S. 323), 
ist es heute die Vorstellung vom „produktiven Alter“. Die Studie 
konstatiert, dass verbunden mit den Rentenreformen der letzten 
Jahre „die soziale Institution des gesicherten und von Aktivitäts-
erwartungen entbundenen Ruhestands (…) unter gesellschaft-
lichen Druck gerät“ und ein gesellschaftliches Leitbild entsteht, 
das ältere Menschen als „Alterskraftunternehmer“ zu „aktive(n) 
Gestalter(n) ihres Nacherwerbslebens“ macht. 

Auch die (Arbeitsmarkt-)Politik war im letzten Jahrzehnt be-
müht, die Erwerbsbeteiligung der älteren Arbeitnehmer_innen 
und insbesondere der über 60-Jährigen zu erhöhen. Hier hat 
Deutschland deutlich aufgeholt. Inzwischen ist die Hälfte (49,6 
Prozent) der 60- bis 64-Jährigen am Arbeitsmarkt aktiv (Zahlen: 
destatis 21.2.2014). Allerdings hat sich in diesem Alterssegment 
die Zahl der Arbeitslosen von 2007 bis 2013 auf fast 220.000 ver-
fünffacht und von den 64-Jährigen sind schon nur noch 15 Pro-
zent in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung tätig (IAB 
Forum 1/2014; S.8). Rund jede fünfte Rente, die die gesetzliche 

Rentenversicherung neu aus-
bezahlt, ist eine Erwerbsmin-
derungsrente. Und gehen 
Menschen über 65 Jahre einer 
Beschäftigung nach, so ist das 
in über der Hälfte der Fälle ein 
Minijob (58 Prozent) oder eine 
selbstständige Tätigkeit (knapp 
20 Prozent). Die durchschnitt-
liche Wochenarbeitszeit liegt 
bei 22 Stunden (vergleiche 
WSI 5/2013, Aktives Altern, S. 
330/331). Laut der TOP-Studie 
des BIB gilt für Menschen, die 
über das Ruhestandsalter hi-
naus erwerbstätig sind: Je 
schlechter sie ihre finanzielle 
Lage einschätzen, umso häufi-
ger sind sie erwerbstätig.

Man kann also davon ausge-
hen, dass von den Erwerbstäti-

gen im Rentenalter viele ihre geringen Renten aufbessern müs-
sen. Diese Entwicklung wirft eben auch ein Licht auf die Zunahme 
von Altersarmut, insbesondere in den neuen Bundesländern und 
unter älteren Migranten_innen (vergleiche WSI 5/2013; Armut 
im Alter). Vielfach führen schon heute Zeiten von Arbeitslosig-
keit, Leiharbeit, Minijobs, Teilzeit und mit ihnen Niedriglöhnen, 
Befristungen und Erwerbslücken zu geringeren Renten im Alter. 
Durchschnittlich 26,7 Beitragsjahre konnten die Neurentner_in-
nen des Jahrgangs 2012 nachweisen. Entsprechend niedrig sind 
ihre Renten.

Sicher ist es ein Fortschritt, dass das Alter in unsere Gesell-
schaft nicht mehr als Phase von Passivität, Abbau und Hilfsbe-
dürftigkeit gesehen wird und auch zunehmend die Potenziale 
der älteren Menschen erkannt und wertgeschätzt werden. Die 
Tendenz aber, sie damit gleich der Logik des Marktes zu unter-
werfen und als ausbeutbares Potential nutzen zu wollen, geht in 
die falsche Richtung. Müssen wir bei aller Euphorie darüber, dass 
wir immer älter werden und das sogar bei relativ guter Gesund-
heit, nicht zuerst auf die Menschen schauen, denen das nicht 
vergönnt ist? Die auf eine zuverlässige und existenzsichernde 
Alterssicherung angewiesen sind, weil sie schon während ihres 
Erwerbslebens nicht zusätzlich vorsorgen konnten oder weil sie 
im Erwerbsleben so stark körperlich und psychisch beansprucht 
wurden, dass sie schlicht nicht mehr in der Lage sind, über das 
65. oder 67. Lebensjahr hinaus am Arbeitsmarkt aktiv zu sein. 
Einem weiteren Voranschreiten der „materielle(n) Entsicherung 
des Nacherwerbslebens“ (vergleiche van Dyk, Lessenich, Projekt 
Uni Jena) kann man aus diesem Blickwinkel nicht das Wort reden. 
Ganz im Gegenteil: Als insgesamt reiche Gesellschaft brauchen 
wir einen gesicherten Ruhestand, der den Namen auch verdient, 
damit im Sinne der Gerechtigkeit alle Menschen ein von zwin-
genden Aufgaben freies Alter haben können. 

Hanna Kaltenhäuser

Infos und Literaturliste

www.arbeit-und-alter.de
www.kda-bayern.de/mitnehmen/kda-report/

Daten: Statistischen Bundesamt: Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern

Die Babyboomer auf dem Weg in die Rente
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arbeit

Seit einem Jahrzehnt haben sich die christlichen Kirchen, ihre 
Facheinrichtungen für Arbeit, Wirtschaft und Soziales und 
ihre Arbeitnehmer_innenorganisationen mit anderen Sozi-

alverbänden und den DGB-Gewerkschaften hartnäckig für einen 
gesetzlichen Mindestlohn eingesetzt. Dieses Engagement hat 
mit dem im Sommer verabschiedeten Mindestlohngesetz (Mi-
LoG) Früchte getragen. Als 22. EU-Land wird nun auch Deutsch-
land einen flächendeckenden Mindestlohn haben: Ab Januar 
2015 erhalten Arbeitnehmende mindestens 8,50 Euro brutto pro 
Stunde von ihren Arbeitgebern_innen. Für einige Branchentarif-
verträge ist bis Ende 2016 eine Übergangsregelung vorgesehen. 
Eine paritätisch besetzte Mindestlohnkommission wird die Höhe 
des Mindestlohnes ab 2016 alle zwei Jahre überprüfen und An-
passungen für das Folgejahr vorschlagen. Generell vom Mindest-
lohn ausgenommen sind: Jugendliche unter 18 Jahre, Langzeit-
arbeitslose in den ersten sechs Monaten der Beschäftigung und 
Praktikanten_innen sowie Auszubildende.

Wer pofitiert? 

Im Jahr 2012 verdienten 19,2 Prozent aller Beschäftigten 
(6,6 Millionen Beschäftigte) weniger als 8,50 Euro pro Stun-
de. In Ostdeutschland betrifft dies 29,3 Prozent der Be-
schäftigten und in Westdeutschland 16,9 Prozent. Bundes-
weit hätte durch den gesetzlichen Mindestlohn fast jede/r 
fünfte Beschäftigte Anspruch auf eine Lohnerhöhung. 
In Bayern, dem wirtschaftlich stärksten Bundesland, ar-
beiten rund eine Million Menschen für Stundenlöh-
ne unter 8,50 Euro. Mit einem Anteil von 18 Prozent 
potenziell Begünstigten liegt  Bayern knapp unter dem Bundes-
durchschnitt (siehe Grafik). Dies hätte auch hierzulande Kaufkraft-
zuwächse vor allem in strukturschwächeren Regionen zur Folge. 

Die öffentlichen Haushalte werden vom Mindestlohn profi-
tieren, da sie weniger Sozialleistungen zahlen müssen und mehr 
Einnahmen haben. Auch die Sozialversicherungen würden durch 
höhere Einnahmen entlastet. Berechnungen ergeben, dass ein 

Mindestlohn den Staatshaushalt um 2,2 bis 3 Milliarden Euro 
jährlich entlasten würde.

Die evaluierten Erfahrungswerte zu branchenspezifischen 
Mindestlöhnen in Deutschland lassen auch für einen generel-
len Mindestlohn nur geringe negative Beschäftigungseffekte 
erwarten. Niedriglöhne werden vor allem bei Dienstleistungen 
gezahlt, die im eigenen Land und vor Ort erbracht werden und 
nicht durch Maschinen ersetzt oder ins Ausland verlagert werden 
können.

Die Einführung des Mindestlohns ist aus Sicht vieler Beschäf-
tigter eine positive Entwicklung. Es gibt aber auch Probleman-
zeigen: So ist die generelle Ausnahme der Personengruppen 
„Jugendliche unter 18 Jahren“ sowie Langzeitarbeitslose proble-
matisch. Dies behindert die dauerhafte Integration auf dem Ar-
beitsmarkt und mindert die Chancen auf Festanstellung. Es wer-
den Anreize für Arbeitgeber_innen geschaffen, Drehtüreffekte zu 
etablieren, um mit immer wieder neu angestellten Jugendlichen 
und Langzeitarbeitslosen Kosten zu sparen. 

Die größte Gruppe der Beschäftigten mit Stundenlöhnen 
unter 8,50 Euro arbeitet in Minijobs. Auch hier gilt ab 2015 un-
eingeschränkt der Mindestlohn. Daher müsste im Bereich der 
geringfügigen Beschäftigung die Einhaltung der Zahlung von 
Mindestlöhnen verstärkt kontrolliert werden. 

Eine vollzeitbeschäftigte Person mit einem Bruttostundenlohn 
von 8,50 Euro liegt immer noch im Niedriglohnbereich. Mit der 
Einführung des Mindestlohns wird sich der Niedriglohnanteil 
nicht deutlich verringern, er trägt vornehmlich zur Begrenzung 
einer Spreizung der Löhne nach unten bei. Der hohe Niedrig-
lohnanteil von 24,3 Prozent aller Beschäftigten bei einem Stun-
denlohn unterhalb der bundeseinheitlichen Niedriglohnschwelle 
von 9,30 Euro wird sich kaum verringern. 

Nina Golf

Infos

www.der-mindestlohn-kommt.de
www.mindestlohn.de

 Anteil der Beschäftigten mit Stundenlöhnen unterhalb von 8,50 Euro nach Bundesländern (2009-2012) in %

Daten: SOEP, IAQ Berechnungen (02/2014)

Der Mindestlohn kommt!

Erkämpfter Mindestlohn ist eine soziale Errungenschaft, löst aber die Probleme nur teilweise


